
Am 4. Dezember 1999
veranstaltete die
GmbH X in Innsbruck

einen Snowboard-Wettbe-
werb mit begleitendem Mu-
sikprogramm – dem „Air &
Style Contest“. Das Stadion
am Bergisel hatte ein Fas-
sungsvermögen bis 38.000
Zuschauern. Der Polizeidi-
rektor der Bundespolizeidi-
rektion (BPD) Innsbruck
und der Leiter des Strafamts
der BPD hatten schriftlich
auf Sicherheitsmängel der
Anlage hingewiesen. Zu-
gleich war von der Behörde
betont worden, dass drin-
gend bauliche Maßnahmen
erforderlich seien, um die
Genehmigung solcher Ver-
anstaltungen auf Grund
grober Sicherheitsmängel
der Betriebsanlage in Hin-
kunft nicht in Frage stellen
zu müssen.

Veranstaltungsanmel-
dung. Im September 1999
meldete die GmbH X beim
Veranstaltungsamt der BPD
Innsbruck für den 4. De-
zember 1999 eine Veran-
staltung an, die mit den
Snowboard-Wettbewerben
der Vorjahre vergleichbar
war. Ende Oktober 1999
wurde eine Besprechung mit
Vertretern der involvierten
Behörden und des Veran-
stalters anberaumt. 

Vertreter des Gewerbe-
amts wurden nicht geladen;
die bereits in den Vorjahren
aufgetretenen Probleme
„des Auslasses“ der Zu-
schauer wurden nicht disku-
tiert. Unter Berücksichti-
gung bestimmter Auflagen
stimmten alle Entschei-
dungsträger, auch der späte-

re Einsatzleiter, einer Ge-
nehmigung der Veranstal-
tung zu. 

Auflagenbescheid. Am
24. November 1999 erging
der Auflagenbescheid an die
GmbH X. Zahlreiche Maß-
nahmen wurden vorge-
schrieben Zum Beispiel gab
es eine Zusage, neben ca. 21
Organen des öffentlichen
Sicherheitsdienstes auch
140 Ordnungsdiener einzu-
setzen. Am 4. Oktober 1999
unterzeichnete der Inhaber
eines privaten Sicherheits-
dienstes den Vertrag zur Si-
cherung der Veranstaltung
und verpflichtete sich unter
anderem dazu, „für einen
gesicherten und gefahrlosen
Abgang der Zuschauer“ zu
sorgen.

Zur Ausübung des Si-
cherheitsgewerbes ist ein
Befähigungsnachweis Vor-
aussetzung. Mit Bescheid
vom 10. Jänner 2000 wurde
dem privaten Sicherheits-
dienst der vorgeschriebene

Befähigungsnachweis nach-
gesehen.

Als Einsatzleiter für die
Veranstaltung wurde jener
Beamte der BPD Innsbruck
eingesetzt, der die Vorjah-
resberichte verfasst und an
der Besprechung im Okto-
ber 1999 teilgenommen hat-
te. Sein Verantwortungsbe-
reich war die Überwachung
der Einhaltung der Be-
scheidauflagen; zudem be-
kleidete er die Position des
Leiters des Polizeieinsatzes.
Die Sicherheitswachebeam-
ten der BPD Innsbruck hat-
ten den Auftrag, nach dem
Ende der Veranstaltung das
Publikum von den verschie-
denen Ausgängen in Rich-
tung Stadt zu begleiten. 

Die Veranstaltung am 4.
Dezember 1999 wurde von
rund 22.000 Zuschauern be-
sucht. Es standen fünf Ein-
und Ausgänge zur Verfü-
gung, wobei schon zuvor
klar ersichtlich war, welcher
der frequentierteste Aus-

gang sein würde. Zwischen
Zuschauerrondell und die-
sem Ausgangstor befand
sich zum Zeitpunkt des Zu-
schauerabstroms weder ein
Mitglied des Sicherheits-
dienstes, noch ein Sicher-
heitswachebeamter. Besag-
ter Weg war schlecht ausge-
leuchtet, teilweise gefroren
oder matschig und ver-
schmälerte sich von 7,5 Me-
ter auf 5,5 Meter. Um etwa
21:30 Uhr kamen im Be-
reich der Verschmälerung
des Weges mehrere Zu-
schauer zu Sturz und wur-
den zum Teil von den nach-
drängenden Zuschauermas-
sen erdrückt. Ein Polizeibe-
amter versuchte durch laute
Rufe, die Menschenmassen
zurückzudrängen, jedoch re-
duzierte sich der Menschen-
druck auf die am Boden lie-
genden Personen erst nach
Abgabe mehrere Schüsse
aus seiner Dienstwaffe in
die Luft. Zu diesem Zeit-
punkt waren bereits fünf Ju-
gendliche tödlich verun-
glückt und fünf weitere
schwerst  verletzt worden
(erhebliche Dauerfolgen). 

Die Haftpflichtversiche-
rung des Veranstalters lei-
stete an die Geschädigten
Schadenersatz in der Höhe
von 10,833.619,88 Euro.

Regressforderung. In der
Folge brachte die Haft-
pflichtversicherung des Ver-
anstalters Klage aus dem Ti-
tel der Amtshaftung ein und
begehrte die Zahlung von
2.708.404 Euro. Nach An-
sicht der Klägerin hafte der
Bund neben dem Land Ti-
rol, der Stadt Innsbruck und
dem Veranstalter zu einem
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Kein Fehlverhalten der Sicherheitsbehörden.

Regressforderung zurückgewiesen
Beim „Air & Style Contest“ in Innsbruck am 4. Dezember 1999 kamen auf Grund von Sicherheits-

mängeln am Veranstaltungsort fünf Zuschauer zu Tode. Gegen die Republik Österreich wurde von der
Haftpflichtversicherung ein Zivilprozess über knapp 2,5 Millionen Euro an Regressforderungen 

angestrengt. Der Oberste Gerichtshof (OGH) konnte im Revisionsverfahren kein Fehlverhalten der 
Sicherheitsbehörde und der Gewerbebehörde erkennen – und somit keine Amtshaftung des Bundes.



Viertel für den Ersatz der
geleisteten Schadenssumme.
Die Gewerbe- und insbeson-
dere die Sicherheitsbehörde
treffe ein Verschulden an
dem Unglücksfall. Begrün-
dend führte die klagende
Versicherung aus, dass die
Gewerbebehörde dem priva-
ten Sicherheitsdienst zu Un-
recht die Nachsicht vom Be-
fähigungsnachweis bewilligt
habe. Weiters habe die Ge-
werbebehörde verabsäumt,
die Veranstaltungsbehörde
über die Ermangelung eines
Befähigungsnachweises und
über die Tatsache zu infor-
mieren, dass keine Betriebs-
anlagengenehmigung für
das Stadion vorliege. 

Die Sicherheitsbehörde
habe durch ihren Vertreter
rechtswidrig und schuldhaft
– infolge Nichtaufklärung
der bekannten Sicherheits-
mängel im Rahmen der an-
gesetzten Besprechung – ge-
handelt und im Stadion zu
wenig Sicherheitsbeamte
zur Überwachung einge-
setzt.

Entscheidung des OGH.
Bereits das Oberlandesge-
richt Innsbruck hatte als Be-
rufungsinstanz kein Fehl-
verhalten der belangten
Behörden des Bundes fest-
stellen können. Die gegen
diese Entscheidung erhobe-
ne Revision der klagenden
Partei wurde vom Obersten
Gerichtshof nun zurückge-
wiesen. Nach Ansicht des
OGH erscheint die Ent-
scheidung des Oberlandes-
gerichts Innsbruck – bezo-
gen auf den gegenständli-
chen Fall – als nicht be-
denklich.

Folgende Punkte wurden
im Gerichtsverfahren her-
ausgearbeitet: Der vom Ver-
anstalter engagierte private
Sicherheitsdienst verfügte
zum Unfallszeitpunkt über
keine Bewilligung zur Aus-
übung des Sicherheitsge-
werbes; auch die Bewilli-
gung der Nachsicht berech-
tigte ihn nicht zur Ausübung

des Gewerbes. Selbst wenn
die Nachsicht zu Unrecht
erteilt worden wäre, läge
keine Verletzung eines
Schutzgesetzes vor. Darüber
hinaus wurde von der kla-
genden Versicherung nicht
dargelegt, inwieweit die be-
willigte (allenfalls unzutref-
fende) Nachsicht für die
Tätigkeit bei der Veranstal-
tung kausal gewesen sein
könnte.

Auch der Vorwurf der
Versicherung, die Gewerbe-
behörde hätte die Veranstal-
tungsbehörde über das
Nichtvorhandensein eines
Befähigungsnachweises in-
formieren müssen, geht ins
Leere. Die Gewerbebehörde
war weder zur anberaumten
Besprechung Ende Oktober
1999 geladen, noch war ihr
der Auflagenbescheid zuge-
stellt worden. Es war nicht
ersichtlich, wie die Gewer-
bebehörde überhaupt von
der Person des Verantwort-
lichen hätte Kenntnis erlan-
gen sollen. 

Dem Höchstgericht war
auch keine gesetzliche Be-
stimmung bekannt, von wel-
cher eine Mitteilungspflicht
der Gewerbebehörde an die
Veranstaltungsbehörde ab-
geleitet werden könnte. Der
Vorwurf, die Gewerbe-
behörde hätte die Veranstal-
tungsbehörde auf das Fehlen
einer Betriebsanlagengeneh-

migung hinweisen müssen,
ging ebenfalls fehl. Die Ge-
werbeordnung ist auf den
Betrieb von „Unternehmen
öffentlicher Belustigungen“
nicht anzuwenden. Darüber
hinaus war eine Betriebsan-
lagengenehmigung für das
Stadion als Veranstaltungs-
ort nicht vorgesehen. 

Gemäß § 48a SPG ist der
Einsatz von Organen der Si-
cherheitsbehörde nur inso-
weit anzuordnen, als zumut-
bare und zu erwartende Si-
cherheitsvorkehrungen
durch den Veranstalter nicht
ausgereicht hätten, um die
Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Ruhe, Ordnung
und Sicherheit zu gewähr-
leisten. Die Behauptung der
Haftpflichtversicherung, es
seien zu wenig Sicherheits-
beamte eingesetzt worden,
wurde aus Sicht des Ge-
richts in keiner Weise
schlüssig untermauert. 

Insbesondere blieb un-
klar, inwieweit nun ein ver-
mehrter Personalaufwand
im konkreten Fall  das Un-
glück verhindern hätte kön-
nen. Demgegenüber setzte
sich die Revisionswerberin
(Versicherung) stillschwei-
gend darüber hinweg, dass
der Auflagenbescheid eine
Zusage von 140 erfahrenen
Ordnungsdienern vorgese-
hen hatte, die vom Veran-
stalter zu stellen gewesen

wären. Die Organisation ei-
nes geregelten Abzugs von
Zuschauern bei einer ent-
geltlichen Veranstaltung
fällt darüber hinaus nicht in
den Aufgabenbereich der
Sicherheitsbehörde. Viel-
mehr obliegt dies dem Ver-
anstalter.

§ 27 SPG enthält die An-
ordnung einer besonderen
Überwachung; hierbei war
jedoch in erster Linie die
Gefahr der Begehung ge-
richtlich strafbarer bzw. ge-
gen die öffentliche Ordnung
gerichtete Handlungen zu
verstehen. Die Revision be-
gehrende Versicherung
konnte auch nicht darlegen,
aus welchen konkreten
Gründen der Einsatzleiter
der Sicherheitskräfte Beden-
ken hätte hegen müssen,
dass der private Ordner-
dienst nicht in der Lage sein
werde, den Zuschauerab-
strom ausreichend zu regu-
lieren.

Bei vergangenen Veran-
staltungen war es zu keinen
erheblichen Problemen ge-
kommen. In der Revision
gegen die Entscheidung des
Berufungsgerichts wurde
zudem die Forderung nicht
mehr aufrechterhalten, der
polizeiliche Einsatzleiter
hätte auf die bekannten Si-
cherheitsmängel aufmerk-
sam machen müssen, um ei-
ne Versagung der Veranstal-
tung zu erwirken. 

Die Revision gegen das
Urteil des Oberlandesge-
richts Innsbruck vom 20.
September 2005 in der
Rechtssache gegen die Re-
publik Österreich wegen
2.708.404 Euro im Zusam-
menhang mit Regressforde-
rungen aufgrund des „Air &
Style Contest“ war somit
vom Obersten Gerichtshof
zurückzuweisen, weil keine
erhebliche Rechtsfrage im
Sinne des § 502 Abs. 1 Zi-
vilprozessordnung (Voraus-
setzungen der Zulässigkeit
der Revision) zu beantwor-
ten war. C. F.
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AMTSHAF TUNG

Fünf Jugendliche wurden von nachdrängenden Zuschauer-
massen erdrückt, fünf weitere schwer verletzt.


